
Viele viele Mails...
Es i st ei gentli ch ganz ei nfach: Admi -
ni strati ve E− Mail s soll en an ad-
mi n @woxx.l u verschi ckt werden,
Veranstaltungster mi ne an agenda@
woxx.l u und All gemei nes an woxx@
woxx.l u. Daneben haben all e Woxx-
l erI nnen für " persönli che" Nachri ch-

ten i hre ei genen Mail −Adressen nach dem
Schema @woxx.l u.
Vi elfalt kann zu Durchei nander führen.
Dass di e von uns verschi ckten Mail s teil s
persönli che und teil s generi sche Absender
enthalten, trägt ni chts zur Kl arheit bei. So
kommt es bei den an uns geri chteten
Nachri chten vor, dass Kochrezepte und pri -
vate Ei nl adungen unter woxx@woxx.l u l an-
den statt i n der persönli chen Mail box − und
Gefahr l aufen, i n der nächsten Ausgabe ab-
gedruckt zu werden. Und di e Mitfahrt bei
der Regi erungsrei se nach Sansi bar haben
wi r verpasst, weil si e an ei ne persönli che
Adresse gegangen war und di e Person ge-
rade .. . auf Rei se war.

Die hohen Luxemburger
Einspeiseprämienfür
erneuerbare Energien
vertragensich mit den
Prinzipien desfreien
Wettbewerbs. Ist die

EU−Stromliberalisierung
also umweltverträglich?
Wir unterhielten uns mit

ClaudeTurmes,
Europa−Abgeordneter und

Berichterstatterfür die neue
Stromdirektivei m
Europaparlament.

woxx: Worumgeht es bei der
neuen Direktive zur Stromlibe-
ralisierung?
Claude Turmes: Durch die

vorhergehende Direktive wur-
den die Märkte schrittweise
geöffnet. Weil jetzt in besti mm-
ten Ländern wie Deutschland
der Stromverkauf vollständig li-
beralisiert ist und in anderen
erst zu 30 Prozent, entstehen
Wettbewerbsverzerrungen. Das
Ziel derzweitenDirektiveist, die
vollständige Öffnung zu be-
schleunigen. Danebenist es mir
aber auch wichtig, dass nach
der "wilden" Deregulierungjetzt
auch ökologische, soziale und
demokratische Überlegungen
einbezogen werden.
Meine Rolle als Berichterstat-

ter gibt mir die Möglichkeit, Än-
derungen amTextvorschlag der
Kommission i m Parlament zu
unterbreiten und dann eine
Mehrheit für diese zu suchen.
Das wird ein schwieriger Pro-
zess werden, bei demich, selbst
durch geschickte Allianzen und
Kompromisse, realistischerwei-
se nur einen Teil meiner Vor-
schläge werde umsetzen kön-
nen. Der i mParlament gesti mm-
te Text wirdi mRat der Energie-
minister verhandelt. Am Ende
dieses Prozesses steht dann ei-
ne neue EU−Richtlinie, diefür al-
le EU−Länder verbindlichist.
Wassinddie Haupt−Konflikt-

punkte?
Der erste Punkt berührt die

Versorgungssicherheit: Wird es
genügend Investitionen in neue
Anlagen geben, um einen Ein-
bruch wie in Kalifornien zu ver-
hindern? Wie viel muss man da
reglementieren? Sodann stellt
sich die Frage, wie der freie
Markt sich auf Stromverbrauch
und umweltverträgliche Strom-
produktionauswirken wird. Drit-
tens besteht die Gefahr, dass es
zuArbeitsplatzverlustenundso-
zialen Verschlechterungen im
Stromsektor kommt. Schließlich
gibt es das Problem der demo-
kratischen Kontrolle. Wer trifft
die Entscheidungen− die Politik
oder die Wirtschaft? Nach den
Monopolen der nationalen
Stromkonzerne wie Cegedel
oder EDF könnte es zur Bildung
von Oligopolen, die den EU−
Markt beherrschen, kommen.
Was lässt sich gegen solche

neuen Monopoletun?
Zum einen könnte man die

verschiedenen Geschäftsberei-
che aufspalten, damit nicht eine
Firma vom Kraftwerk bis zur
Steckdose alles beherrschen
kann. Eine Verschärfung des EU−
Wettbewerbsrechts, zum Bei-
spiel die Begrenzung des Markt-
anteils auf EU−Ebene auf fünf
Prozent, wäre auch eine Hilfe.
Die besten Chancenseheich bei
den Regulierungsbehörden: Wie
bei einem wichtigen Fußball-
spiel − hier geht es umviel Geld,
umdie Umwelt und umdas So-
ziale − brauchen wir einen

Schiedsrichter, der stark und
kompetentist.
Welche Rolle spielen die"ob-

ligationsdeservice public"?
Dadurch wird den einzelnen

Ländern die Möglichkeit gege-
ben, spezielle Auflagen zu ma-
chen. ZumBeispiel, wie viel neu
investiert werden soll, oder
dass die Stromverteiler sichfür
Stromsparmassnahmen einset-
zen müssen. Esist wichtig, dass
diese Ausnahme zum Wettbe-
werbsrecht in der Direktive vor-
gesehenist.
DerzeitfindetinMarrakesch

eineKlimakonferenzstatt. Was
bedeutet die Liberalisierung
fürden Klimaschutz?
Ein großes Problemsind die

ungleichen Startchancen der
verschiedenen Energieträger.
Wer Strom aus Kohle herstellt,
verursacht hohe Kli maschäden
ohne die Folgekosten tragen zu
müssen. Die mit demhohenRisi-
ko einhergehenden Kosten der
AKWwerden teilweise von den
Betreibern auf den Steuerzahler
umgewälzt. Gegen dieseindirek-
te Subventionierung haben es
alternative Energien schwer, sie
müssten besonders geschützt
werden.
Für die erneuerbaren Ener-

gien gibt es eine Direktive, für
die Wärme−Kraft−Kopplung noch
nicht. Dabei werden Prozentan-
teile für Stromaus alternativen
Quellen vorgeschrieben. Wie
das erreicht werden soll, steht
nicht drin− es ist nur eine "Leit-
planke" für denfreien Markt. Ich
werde vorschlagen, zusätzlich
ein EU−weites Förderprogramm
füralternativeEnergieneinzulei-
ten, zum Beispiel durch günsti-
ge Anleihen bei der Europäi-
schenInvestitionsbank.
Wie ist es mit billigem

Import−Atomstrom aus Ost-
europa?
Das berührt die WTO−Regeln.

In den Augen der WTO ist ein
Ball ein Ball, auch wenn er
durch Kinderarbeit hergestellt
wurde. Ebenso ist ein Kilowatt
ein Kilowatt, auch wenn der
Stromaus Tschernobyl kommt.
Wir als Grüne möchten durch-
setzen, dass nur Stromimpor-
tiert wird, bei dessen Herstel-
lung die EU−Sicherheitsstan-
dards eingehalten werden. In
diesemPunkt muss sich die EU
gegendie WTOdurchsetzen.
Eine− gewollte− Konsequenz

der Liberalisierung sind die
fallenden Strompreise. Das
trägt kaum zu Einsparungen
bei...
Ja, das wird oft als verbrau-

cherfreundlichdargestellt, doch
vondenfallendenPreisenhaben
vor allemdie Großkunden profi-
tiert. Wir müssen Anreize für
Sparmaßnahmen schaffen. Und
wir können vorschreiben, dass
ein paar Prozent der Gewinne
der Stromfirmen in Einsparpro-
grammeinvestiert werden müs-
sen. Auch eine− mini male − EU−

Energie−Steuer könnte bald ein-
geführt werden. Ichsehe das als
einenerstenSchritt. EineSteuer,
die mit einemSchritt die Preis-
wahrheit herstellen würde, ist
jetzt politisch nicht durchsetz-
bar.
Wasist derImpakt derEU−Li-

beralisierungaufLuxemburg?
Bisher war derImpakt gering−

die Arbed als "freier" Kunde
reichte, umdie Direktive zu er-
füllen. Wenn jetzt ganz geöffnet
wird, ist es wichtig, auf den Er-
halt der lokalen Strukturen zu
achten. Die Stadtwerke wie in
Luxemburg und Esch können
eine wichtige Rolle spielen. Na-
türlich besteht die Gefahr, dass
die Haushaltskunden von den
Stadtwerkenzur EDFüberlaufen,
weil diedenStrombilliger anbie-
tet. Deshalb bin ich auch nicht
überzeugt, dass der Stromver-
kauf anPrivathaushaltevollstän-
dig frei sein sollte. Viel sinnvol-
ler wäre es, solche "Kleinkun-
den" zu bündeln, um dann mit
den Herstellern gute Bedingun-
genauszuhandeln, die auch Um-
weltkriterienberückssichtigen.
Schafft das Finanzierungs-

modell der Luxemburger Ein-
speiseprämien für Öko−Strom
einenPräzedenzfallin derEU?
Ichfreue mich, dassjetzt end-

lichdiePrämiengenehmigt sind,
dochichfinde das deutsche Mo-
dell richtiger, die Mehrkosten
des Öko−Stroms auf alle Strom-
kunden umzulegen. Das Modell,
statt dessen den Steuerzahler
für die Kosten zahlen zulassen,
entspricht einer Forderung der
europäischen Stromindustrie.
Doch die Luxemburger Lösung
wirdkaumSchule machen, denn
keinanderes Landkannsichden
Weg einer Finanzierung aus der
Staatskasseleisten.
Die treibende Kraft hinter

derEU−Stromliberalisierungist
die Wirtschaft. Haben Sie da
nicht nureine Alibi−Funktion?
Es ist schon delikat, ein sol-

ches Dossier zu übernehmen.
Derzeit gibt es eine politische
Mehrheit für die Liberalisierung.
Die Rolle als Berichterstatter
bietet die Möglichkeit, das Kräf-
teverhältnis zwischen den wirt-
schaftlichen Akteuren und der
Politik zu beeinflussen, zu errei-
chen, dass der Markt reguliert
wird i mInteresse der Verbrau-
cher und der Umwelt. Das ist
Realpolitik − wenn wir nicht da-
bei wären, hätten wir noch weni-
ger Einfluss. Die Liberalisierung
könnte auch viele Chancen für
alternative Energien bieten. An-
dererseits besteht die Gefahr,
dass am Ende ein paar über-
mächtige europäische Strom-
konzerne mit riesigen Marke-
ting− und PR−Etats eine Politikin
ihremInteresse diktieren.
Wird sich das verhindern

lassen?
Als Berichterstatter habe ich

die Federführung und einen ge-
wissen Zugang zu den Medien.
Ich werde helfen, dass zumin-
dest eine Diskussion über die
Richtung der Liberalisierung
stattfindet.

DasInterviewführte
RaymondKlein.

STROMLIBERALISIERUNG

"Der freie Markt birgt Gefahren"
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Euthanasie: Depenalisierung
Die Niederlande und Belgien haben
sie schon, die straffreie Sterbehilfe.
Wann kommt eine solche Regelung
für Luxemburg?

Neit Wunnen
Ei n Dossier zum Projekt ei ner Ökosiedl ung i n
Putscheid.

Di e regi erende bel gi sche Ampel koaliti on i st dabei,
gesell schaftspoliti sche Fakten zu schaffen und ei nen
wi chti gen Punkt i hres Regi erungsprogramms umzu-
setzen. Das entspri cht auch dem Will en ei ner Mehr-
heit der bel gi schen Bevöl kerung: Ei ne Mei nungsum-
frage ergab, dass über 72 Prozent der Befragten das
Regi erungsprojekt zur Depenali si erung der akti ven
Euthanasi e unterstützen. Nach dem kl aren Votum des
bel gi schen Senats − 44 Sti mmen dafür, 23 dagegen
bei zwei Enthaltungen − muss das Gesetz i n den
kommenden Monaten noch vom bel gi schen Parl a-
ment verabschi edet werden − bei den bestehenden
Mehrheitsverhältni ssen si cherli ch ei n Lei chtes.
I m Vorfel d hatten di e Chri stdemokraten zwar argu-
menti ert, das neue Gesetz verstoße u. a. gegen di e
i nternati onal e Menschenrechtskonventi on. Di ese
Rechtsauffassung wurde jedoch durch ei ne umfang-
rei che Studi e wi derl egt. Somit war der Weg frei für
ei ne muti ge politi sche Entschei dung, di e Bel gi en,
nach den Ni ederl anden, zum zweiten europäi schen
Land macht, i n dem di e akti ve Euthanasi e unter be-
sti mmten, gesetzli ch festgel egten Bedi ngungen straf-
rechtli ch ni cht mehr verfol gt wird.
Di e bel gi sche Vorentschei dung zur Depenali si erung
der Euthanasi e li egt gesell schaftspoliti sch i m Trend:
85 Prozent der Holl änder befürworten l aut rezen-
ten Mei nungsumfragen i hr Euthanasi e−Gesetz, i n
Deutschl and si nd 75 Prozent für ei ne sol che Rege-
l ung (sogar 69 Prozent der deutschen Katholi ken). I n
der Schweiz, wo bi sl ang di e Bei hilfe zum Suizi d ge-
setzli ch erl aubt i st, wird nun gl ei chfall s über di e De-
penali si erung der Euthanasi e di skuti ert, während i n
Frankrei ch di e "Commissi on Nati onal e d' Ethi que" der
Regi erung empfi ehlt, ei ne "excepti on d' euthanasi e"
i m Strafgesetzbuch zu verankern.
Und Luxemburg? Seit der I nterpell ati on von " Déi
Gréng" i m Jahr 1996 und der Ori enti erungsdebatte
i m Mai 1999 gi bt es i nhaltli ch ei gentli ch ni chts
Neues. Trotzdem woll en di e CSV−DP−Regi erungspar-
tei en ab Januar di e Di skussi on i n der parl amentari-
schen Ethi kkommissi on neu eröffnen. Dabei l ehnen
CSV und di e i hr nahe stehenden Krei se, di e katholi-
sche Kirche, konservati ve Ärzte und Juri sten sowi e
Palli ati vmedizi ner es weiterhi n ab, dem Pati enten,
der mit sei nem Leben abgeschl ossen hat, das Recht
auf Sel bstbesti mmung zuzugestehen. Di e l uxembur-
gi schen Wähl er haben deshal b nur ei ne Wahl: Di e
CSV i n zwei ei nhal b Jahren i n di e Opposti on zu ver-
bannen und dem bel gi schen Bei spi el zu fol gen.

Claude Turmesist seit 1999
Europaabgeordneter der Grünen.

Am3. Novemberist er ab 19 Uhr
zu Gast in der Arte−Sendung:

"Für eine bessere Umwelt− mehr
oder weniger Europa?"
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